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Nach knapp sechsmonatigen Beratungen beendete die Frankfurter Nationalversammlung am 
20. Dezember 1848 die zweite Lesung des Grundrechtekatalogs, der die im Frühjahr erhobenen 
„Märzforderungen“ in 50 Paragrafen, angeordnet in neun Artikeln, kodifizierte. Einen Tag später 
und mit großer Mehrheit verabschiedeten die Abgeordneten im Vorgriff auf die spätere Reichs-
verfassung ein eigenes Reichsgesetz, das ihre unmittelbare Rechtsgültigkeit vorsah. Am 27. De-
zember fertigten der Reichsverweser Erzherzog Johann und die Reichsminister das „Gesetz, be-
treffend die Grundrechte des deutschen Volks“[!] aus, das die mittelalterliche Feudalordnung be-
seitigen und dem überkommenen System der Fürstenherrschaft die Grundlage entziehen sollte – 
ein Meilenstein in der deutschen Demokratiegeschichte. Obwohl die Grundrechte nach dem 
Scheitern der Revolution förmlich aufgehoben wurden, erwies sich das Konzept der Paulskirche 
über die Weimarer Reichsverfassung hinaus bis in das Grundgesetz als wegweisend. 

Am 24. Mai 1848 hatte die Nationalversammlung einen dreißigköpfigen Verfassungsausschuss 
eingesetzt, der bereits Anfang Juli dem Plenum einen Grundrechtsentwurf vorlegte und einen 
überwältigenden Einfluss auf die parlamentarischen Debatten gewann. Insbesondere rückbli-
ckend ist die Entscheidung, die Beratungen nicht mit Fragen der Staatsorganisation, sondern mit 
dem Grundrechtsteil der künftigen Verfassung zu beginnen, oft zum Ausdruck der Debattierwut 
eines „Professorenparlaments“ stilisiert worden. In der Euphorie der Märzrevolution waren die 
Abgeordneten jedoch zum einen ganz pragmatisch davon ausgegangen, dass man sich schnell auf 
die Grundrechte verständigen und damit die revolutionären Unruhen einhegen könne; immerhin 
hatten auch die Märzforderungen die Sicherung von Bürgerrechten ins Zentrum gestellt. Zum an-
deren maß die Nationalversammlung den Grundrechten vor dem Hintergrund der Erfahrungen 
mit dem absolutistischen Obrigkeitsstaat eine überragende grundsätzliche Bedeutung bei. Ziel 
war es, in den Worten des Ausschusssprechers Georg Beselers, „jetzt aus dem heraus[zu]kom-
men, was uns der Polizeistaat der letzten Jahrhunderte gebracht hat. Wir wollen den Rechtsstaat 
auch für Deutschland begründen“. In bewusster Abgrenzung zur französischen „Erklärung der 
Menschen- und Bürgerrechte“ von 1789 verwarf die liberale Mehrheit dementsprechend jeden 
Verweis auf ein vorstaatliches Naturrecht als idealistisch und altmodisch. „Ihre Basis war rein 
rechtspositivistisch: Wer Reichsbürger war, dem wurden die Grundrechte zuteil; sie entsprachen 
nicht vorstaatlichen Rechtsprinzipien, sondern vom Staat abgeleiteten Satzungen.“ (W. Siemann)   

Der Grundrechtekatalog – der in ergänzter Form Teil der Reichsverfassung vom 28. März 1849 
wurde – garantierte die Freiheit der Meinung, der Versammlung, der Vereinigung, der Konfessio-
nen, der Wissenschaft und Lehre, das Briefgeheimnis sowie die Unverletzlichkeit der Freiheit der 
Person und der Wohnung. Er fixierte die Trennung von Staat und Kirche, verankerte das Prinzip 
der Gleichheit vor dem Gesetz, schaffte die alten Privilegien des Adels ab, beseitigte die Reste des 
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Feudalwesens und führte die Zivilehe sowie die Öffentlichkeit und Mündlichkeit des Gerichts-
verfahrens ein. Zwei Regelungen griff erst das Grundgesetz wieder auf: Von wenigen Tatbestän-
den abgesehen wurde die Todesstrafe abgeschafft, und bei Verletzung der Grundrechte stand Be-
troffenen eine Klage vor dem Reichsgericht offen.  

Soziale Grundrechte, wie sie die Paulskirchenlinke mit einem „Recht auf Arbeit“ oder einem 
„Recht auf Unterhalt“ vehement forderte, wurden diskutiert, fanden aber keine Mehrheit. Den-
noch sprach aus den Debatten und dem Gesetzestext ein „sozialer Grundton“ (J.-D. Kühne) und 
besaßen etliche Grundrechte soziale Auswirkungen, von der Abschaffung des Adels und der Ein-
führung der Steuergleichheit bis zur Entgeltfreiheit des Schulunterrichts. Letztere hätte offen-
sichtlich sowohl für Jungen als auch für Mädchen gegolten, wie auch ein Teil der persönlichen 
Freiheiten den Frauen zugestanden wurde. Grundsätzlich waren sich die Männer in der Paulskir-
che jedoch selbst unausgesprochen einig, dass „nur das männliche Geschlecht“ gemeint sein 
könne, wenn von politischen Rechten die Rede sei. Das war damals in allen Staaten die Realität, 
die allerdings 1848/49 in Bewegung geriet. Dass sich dieser implizite Ausschluss „von selbst ver-
stehe“, wie es ein Vorredner behauptet hatte, betrachtete etwa der Abgeordnete Franz Edlauer vor 
allem aus Gründen der juristischen Klarheit als „unstatthaft“. Er verwies jedoch auch inhaltlich 
auf „die Bestrebungen der neuern Zeit nach politischer Emancipation der Frauen“ – diese fanden 
etwa in Louise Otto eine bedeutende Vertreterin, die sich in ihrer „Frauen-Zeitung“ über den im-
pliziten Ausschluss beschwerte: „Wo sie das Volk meinen, da zählen die Frauen nicht mit.“   

Über die Individualrechte hinaus geboten die Grundrechte zudem den Gemeinden Selbstverwal-
tung und griffen massiv in die verfassungsrechtliche Organisation der Einzelstaaten ein, verlang-
ten Ministerverantwortlichkeit und ein Gesetzesinitiativrecht der Parlamente. Im Ganzen be-
trachtet vereinheitlichten die „Grundrechte des deutschen Volkes“ Wirtschafts-, Sozial- und 
Rechtsverfassung beträchtlich und setzten zudem in mehrfacher Hinsicht wichtige Impulse für 
die Revolution. Zum einen, weil sich die Regierungen Österreichs und der Königreiche Preußen, 
Hannover, Sachsen und Bayern unter diversen Vorwänden weigerten, das Reichsgesetz unverän-
dert landesrechtlich umzusetzen. Eine breite Volksbewegung forderte daraufhin in zahllosen Pe-
titionen und Volksversammlungen die unbedingte und unverzügliche Einführung der Grund-
rechte, die in unzähligen Drucken in der Öffentlichkeit zirkulierten. In Bayern und Sachsen 
stürzten über den Konflikt die Landesregierungen, da die Volksvertretungen ihnen das Miss-
trauen aussprachen. Zum anderen trug die Einführung der Grundrechte auch in den anderen 
Ländern maßgeblich dazu bei, eine demokratische politische Kultur zu etablieren, die etwa in 
zahlreichen Vereinsgründungen ihren sichtbaren Ausdruck fand. Die gewaltsame Niederschla-
gung der Reichsverfassungskampagne im Frühjahr 1849 bereitete dieser Entwicklung ein jähes 
Ende. Es spricht allerdings für die Wirksamkeit der Grundrechte, dass – wo sie bereits galten – 
der gerichtlichen Verfolgung der Revolutionäre enge Grenzen gesetzt blieben und Geschworenen-
gerichte die wegen angeblicher politischer Verbrechen Angeklagten in der Regel freisprachen. 
Vor diesem Hintergrund hob die wieder eingesetzte Bundesversammlung im sog. „Bundesreakti-
onsbeschluss“ am 23. August 1851 die Grundrechte förmlich auf und verpflichtete die Einzel-
staaten dazu, auch die entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen außer Kraft zu setzen.          

Literatur: 
- Engehausen, Frank: Werkstatt der Demokratie. Die Frankfurter Nationalversammlung 1848/49. Frankfurt a.M. 2023. 
- Kühne, Jörg-Detlef: Die Reichsverfassung der Paulskirche. Vorbild und Verwirklichung im späteren deutschen 
Rechtsleben. Neuwied ²1998. 
- Siemann, Wolfram: Die deutsche Revolution von 1848/49. Frankfurt a.M. 1985. 
- Wolgast, Eike: Geschichte der Menschen- und Bürgerrechte. Stuttgart 2009. 


